
 

 

Stellungnahme 
Die Bundes-Arbeitsgemeinschaft für Familien-Mediation e.V. (BAFM) ist ein Fachverband 
qualifizierter Mediator*innen mit dem Schwerpunkt Familienmediation, der sich seit Jah-
ren mit der Bearbeitung von Konflikten im Bereich von Sorge- und Umgangsrecht be-
schäftigt und die Initiativen der Bundesregierung mit seinen Stellungnahmen begleitet, 
zuletzt zum Eckpunktepapier des BMJ 2024. Wir bedanken uns für die Gelegenheit der 
Stellungnahme zum KiMoG. 
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des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz 

Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Kindschaftsrechts 

(Kindschaftsrechtsmodernisierungsgesetz – KiMoG) 
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Der Referentenentwurf zum Kindschaftsrechtsmodernisierungsgesetz (KiMoG) bietet 
großes Potential. Durch den Fokus auf einvernehmliche Lösungen und das Wohl des 
Kindes entsteht ein dringender Bedarf nach professionell durchgeführter Familienmedi-
ation, um Familienkonflikte im Sinne des Kindes zu deeskalieren und maßgeschneiderte 
Lösungen in einem geschützten Rahmen außerhalb des Gerichts zu finden, in dem auch 
die Stimme des Kindes zum Tragen kommt. Professionelle Familienmediation bietet sich 
als zentrales Werkzeug an, um die Ziele der neuen Gesetzgebung in der Rechtswirklich-
keit umzusetzen. 

I. Die BAFM begrüßt die grundlegenden Ansätze des Referentenentwurfes und 
sieht hier die folgenden Möglichkeiten, die gesetzgeberischen Ziele durch Media-
tion zu fördern: 

1. Gesetzliche Anerkennung vielfältiger Betreuungsmodelle  

Der Entwurf benennt verschiedene Betreuungsmodelle nun ausdrücklich im Gesetz, ins-
besondere neben dem Residenzmodel das symmetrische und das in der Praxis beson-
ders beliebte asymmetrische Wechselmodell, das seinerseits wieder unzählige Varianten 
kennt. Dass keinem Modell der Vorrang eingeräumt wird, ist im Hinblick auf die Stär-
kung der Eigenverantwortung der Eltern und die Bedürfnisse des individuellen Kindes zu 
begrüßen.  

http://www.bafm-mediation.de/
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Wie wissenschaftliche Studien zeigen1, berichten Kinder mit geteilter Betreuung generell 
die höchste Zufriedenheit, wobei es keinen Unterschied macht, ob es sich um ein paritä-
tisches Wechselmodell oder ein asymmetrisches Modell (z. B. 1/3 zu 2/3) handelt. Ent-
scheidend ist vielmehr, dass beide Eltern überhaupt aktiv involviert sind und dass es 
ihnen gelingt, ihre Konflikte untereinander konstruktiv zu bearbeiten und einzugrenzen. 
Mediation ist das ideale Verfahren, um Trennungsfamilien dabei zu unterstützen, ein 
dem individuellen Kindeswohl entsprechendes Betreuungsmodell zu finden, dass den 
Interessen und Bedürfnissen aller Familienmitglieder sowie den wirtschaftlichen und 
beruflichen Randbedingungen Rechnung trägt. 

2. Stärkere Berücksichtigung des Kindeswillens 

Der Entwurf stärkt die Rechtsstellung von Kindern und Jugendlichen, u. a. indem Ju-
gendliche ab 14 Jahren weitreichende Mitspracherechte bei Sorge- und Umgangsfragen 
erhalten und Kindern erstmals ein eigenes Recht auf Umgang gegenüber Personen zu-
gesprochen wird, die nicht ihre rechtlichen Eltern sind. Mediation schafft einen sicheren 
Raum, damit die Stimme des Kindes mithilfe professioneller Methoden auf sensible Wei-
se in die Entscheidungsfindung einbezogen werden kann und damit Jugendlichen ein 
geschützter Rahmen geboten werden kann, um ohne Loyalitätskonflikte ihre eigene 
Meinung zu äußern.   

Wie wissenschaftliche Studien zeigen, ist die Partizipation von Kindern bei der Ausge-
staltung von Betreuungsregelungen ein relevanter Faktor für deren Wohlergehen. Nicht 
das Betreuungsmodell als solches erweist sich als maßgeblich, wohl aber die eigenen 
Partizipationsmöglichkeiten der Kinder. Dieser Effekt ist jedoch deutlich eingeschränkt, 
wenn die Regelung von Kontakt und Betreuung durch Gerichtsentscheid erfolgt2. Die 
Nutzung qualifizierter außergerichtlicher Unterstützungsangebote wie Mediation ist im 
Hinblick auf das Kindeswohl vorzugswürdig. 

3. Entlastung der Gerichte sowie der betroffenen Kinder und Familien durch das 
Primat des Einvernehmens 

Besonders hervorzuheben ist, dass der Entwurf das elterliche Einvernehmen im Sinne 
des Kindeswohls gezielt fördern will. Studien zeigen, dass positive Familienbeziehungen 
sowohl zwischen Kindern und Eltern als auch ein wenig konfliktbelastetes Verhältnis 
zwischen den Eltern mit höherer psychischer Gesundheit der Kinder und Jugendlichen 
einhergehen (PETRA-Studie S. 158).  

Die professionelle Familienmediation bietet getrennten Eltern optimale Möglichkeiten, 
trotz starker Emotionen und Verletzungen auf der Paarebene eine neue Basis als Eltern-
team zu finden. Weder kann ein Gericht das leisten noch sollten Eltern darauf verwiesen 
werden, ihre Konflikte ohne professionelle Unterstützung zu lösen. Wie wissenschaftli-
che Studien zeigen, zeigen Kinder, deren Eltern professionelle Unterstützung bei der 
Regelung des Betreuungsmodells in Anspruch genommen haben, tendenziell geringere 
Probleme in ihrer psychischen Gesundheit als Kinder, deren Eltern ihr Betreuungsmodell 
selbstständig gefunden haben3. 
 

 
1 Rücker u. a., Befunde der Studie „Kindeswohl und Umgangsrecht“ – Wohlergehen von Kindern in Tren-
nungsfamilien, (im Folgenden: PETRA-Studie S. 157 (Zwischenfazit), S. 162). 
2  PETRA-Studie, S. 164 
3  PETRA-Studie S. 163 
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4. Wichtige Ausnahme: Häusliche Gewalt 

Zu begrüßen ist, dass der Entwurf bei Vorfällen von häuslicher Gewalt eine klare rote 
Linie zieht, indem klargestellt wird, dass das Gericht in diesem Fällen nicht auf ein Ein-
vernehmen der Eltern hinwirken soll und vor allem von dem gewaltbetroffenen Elternteil 
keine Rücksichtnahme auf den gewalttätigen Elternteil erwartet werden kann.  

Bei körperlicher oder sexualisierter Gewalt, sei es gegenüber dem Kind oder dem ande-
ren Elternteil, kommt eine Familienmediation grundsätzlich nicht in Betracht. Hier hat 
der Schutz der Gewaltbetroffenen die oberste Priorität. In einigen besonders gelagerten 
Fällen, insbesondere bei unklarer Beweislage, rein verbaler Gewalt und/oder gleichzeiti-
ger therapeutischer Unterstützung, können bei strenger Prüfung der Freiwilligkeit aller 
Beteiligten dennoch im Rahmen einer besonders behutsam durchgeführten Mediation 
einvernehmliche Regelungen gefunden werden, die die für die Gewaltbetroffenen mit 
einem Gerichtsverfahren unweigerlich einhergehenden Belastungen vermeiden. Insofern 
kann Mediation auch hier auf der Basis von Freiwilligkeit in einem geschützten Raum 
etwas leisten, was der staatlichen Gewalt nicht möglich wäre. 

 

II. Die BAFM bemängelt, dass trotz des offensichtlichen Potentials der Mediation 
zur Umsetzung der gesetzgeberischen Ziele jeglicher Verweis auf das Mediations-
gesetz oder auf die Mediation als Dienstleistung fehlt. 

Die von uns begrüßte Stärkung der Rechte von Kindern und Eltern/Betreuungspersonen 
ist immer auch eine Quelle von Auseinandersetzungen bei der Ausgestaltung und 
Durchsetzung dieser Rechte und Pflichten. Unsere Erfahrung aus der Praxis der Famili-
enmediation zeigt, dass solche Konflikte oft bereits sehr hoch eskaliert sind, wenn sie 
zur Beilegung zum Familiengericht kommen. Die Möglichkeiten, diese Streitigkeiten 
durch eine Mediation beizulegen, werden in Deutschland noch lange nicht ausge-
schöpft. Das KiMoG bietet die Chance, hier strukturelle Verbesserungen zu etablieren, 
indem ausdrücklich auf Mediation verwiesen wird, wann immer das Gesetz eine einver-
nehmliche Konfliktbeilegung anregt oder sogar verlangt. Hier einige konkrete Beispiele: 

1. Das gilt sowohl für die bereits gerichtsanhängigen Auseinandersetzungen:  Das Land 
Berlin hat in einer von Greger4 evaluierten Studie den Nachweis geliefert, dass selbst 
bei Gericht anhängige Streitigkeiten noch in eine außergerichtliche Mediation über-
führt und mit Erfolg bearbeitet werden können. Die Berliner Modellbedingungen 
(Orientierung an der Verfahrenskostenhilfe) können als Blaupause für einen Einstieg 
in eine gerichtsnahe Mediation benutzt werden.  

2. Noch effektiver ist die Etablierung eines Zugangs der Betroffenen zur Mediation un-
terhalb der Schwelle eines förmlichen Gerichtsverfahrens, indem die Mediation als 
Leistung der Jugendhilfe angeboten wird.  Hier bieten sich die §§ 17 und 18 des SGB 
VIII an. Das geschieht bundesweit in Ansätzen sehr unterschiedlicher Qualität und 
Quantität. Die entsprechenden Paragraphen des SGB VIII sollten mit Bezug auf das 
KiMoG entsprechend erweitert werden. Da eine Mediation nicht mit einer Beratung 
gleichzusetzen ist, scheint es uns geboten, die Dienstleistung „Mediation“ explizit in 
das Gesetz aufzunehmen. 

 
4 BIGFAM, Greger Februar 2020 
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3. Ebenso scheint es uns erwägenswert, „konsensorientierte Streitbeilegung“ als Prinzip 
und infrastrukturelle Voraussetzung – analog dem Erfordernis der „gewaltfreien Er-
ziehung“ – in den Gesetzestext in §1626 Abs. 3 Ziffer 4 BGB aufzunehmen.  

4. Die in § 1633 BGB normierte „gerichtliche Entscheidung bei Meinungsverschieden-
heiten der Eltern“ sollte unbedingt einen Hinweis auf die Möglichkeiten der außerge-
richtlichen Streitbeilegung einschließlich der Mediation enthalten, weil sie sonst als 
Einbahnstraße bei der Bewältigung von „Meinungsverschiedenheiten“ aufgefasst 
bzw. wirken könnte. Mediation als außergerichtliche Streitbeilegung lässt die Erzie-
hungsberechtigten stärker in ihrer Elternverantwortung und Selbstbestimmung als 
eine richterliche Entscheidung.  Die Grundsätze und Rahmenbedingungen einer Me-
diation sind näher am Konsensprinzip und dem Ziel einer Handlungsautonomie für 
die Zukunft der betroffenen Kinder orientiert.  

5.  Der Verweis auf das Gerichtsverfahren als einzigen Weg bei Nicht-Einigkeit der El-
tern ist auch für getrenntlebende Eltern nach § 1645 BGB in der Verbindung mit  
§ 1633 BGB zu eindimensional und lässt die Mediation als niedrigschwelliges und  
konsensuales Verfahren außer Acht. 

6. Ähnlich wirklichkeitsfremd erscheint uns die Verpflichtung von § 1638 S. 2 BGB zur 
einvernehmlichen Sorgerechtsausübung, wo es lapidar heißt: „Bei Meinungsver-
schiedenheiten müssen sie versuchen, sich zu einigen.“ Allein schon im Interesse des 
Kindeswohls sollte hier auf die realen Möglichkeiten unserer Konfliktkultur hingewie-
sen werden, speziell auf die Mediation.  

Zu 4.-6. Es verwundert, dass überhaupt keine Verbindung zum Mediationsgesetz herge-
stellt wird. Bereits in der Begründung des Gesetzes zur Förderung der Mediation wurde 
die Bedeutung der Familienmediation betont. Mit der Schaffung des FamFG wurde der 
Versuch unternommen, einige Paragraphen zu konsensualen Streitbeilegung (§§ 36a 
und 135 FamFG) zu etablieren (siehe Evaluation des FamFG). Hinter diesen Bemühungen 
bleibt der vorliegende Entwurf zurück. Deshalb machen wir im Folgenden noch konkrete 
Vorschläge, diesen Mangel zu korrigieren. 

 

III. Als Fachverband für Familienmediation schlägt die BAFM folgende weitere Re-
gelungen vor, um sicherzustellen, dass das Potential der Mediation, einvernehmli-
che und außergerichtliche Lösungen im Interesse des Kindeswohls zu erreichen, 
im Rahmen des neuen Kindschaftsrechts besser ausgeschöpft wird: 

Das neue Kindschaftsrechtsmodernisierungsgesetz (KiMoG) muss einen rechtssicheren 
Rahmen für einvernehmliche, außergerichtliche Einigungen schaffen. Zu diesem Zweck 
muss der bisherige Vorrang von streitigen Gerichtsverfahren zugunsten außergerichtli-
cher, deeskalierender Konfliktlösung aufgegeben werden. Es ist Zeit für einen Paradig-
menwechsel!  

Die folgenden Regelungen werden vorgeschlagen, um die begrüßenswerten Intentionen 
des Entwurfs in der Rechtswirklichkeit umzusetzen: 

1. Mediationskostenhilfe 

Als Einstieg in eine Infrastruktur von gerichtsnaher Mediation schlagen wir vor, wenn 
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Kinder betroffen sind: Die in einem familiengerichtlichen Verfahren -   und vorzugs-
weise nicht nur im kindschaftsrechtlichen Verfahren - bewilligte Verfahrenskostenhilfe 
ist auf eine vom Gericht vorgeschlagene (§ 36a FamFG) oder aufgrund eines angeordne-
ten Informationsgesprächs (bzw. einer angeordneten ersten Mediationssitzung, s. u. 2.) 
nach §§ 135, 156 Abs. 1 S. 3 FamFG zustande gekommene Mediation zu erstrecken. Da-
mit wird eine Schieflage beseitigt. Die gegenwärtige Fixierung der Verfahrenskostenhilfe 
auf ein kontradiktorisches Gerichtsverfahren zwingt einkommensschwache Streitpartei-
en in ein Gerichtsverfahren, selbst wenn sie eine Mediation bevorzugen würden. 

2. Gesetzliche Verankerung der obligatorischen vorgeschalteten Mediation im 
FamFG 

a) Unzulänglichkeit der bisherigen Regelung im Hinblick auf das Kindeswohl 

Bisher kann das Familiengericht die Eltern gem. § 156 Abs. 1 S. 3 FamFG zu einem kos-
tenfreien Informationsgespräch über Mediation verpflichten. Von dieser Möglichkeit 
wird zum einen von Familiengerichten nur selten Gebrauch gemacht, obwohl alle lizen-
zierten Familienmediator*innen (BAFM) sich verpflichtet haben, solche Informationsge-
spräche kostenfrei anzubieten. Zum anderen reicht ein reines Informationsgespräch 
nicht aus, um einen realistischen Eindruck von den Möglichkeiten zu gewinnen, die sich 
durch eine Mediation eröffnen können. Gerade im Hinblick auf die wechselseitigen ne-
gativen Zuschreibungen der Eltern, die den jeweils anderen als unkooperativ und damit 
ungeeignet für eine Mediation wahrnehmen, bedarf es einer korrigierenden Erfahrung 
im Rahmen einer Mediationssitzung, an der beide Eltern aktiv teilnehmen. Dadurch, dass 
streitende Eltern sich keine Vorstellung von der Wirkung einer professionell durchge-
führten Mediation machen können, werden Chancen vergeben, den Interessen und Be-
dürfnissen der Kinder durch eine einvernehmliche und außergerichtliche Lösung Rech-
nung zu tragen. Die bisherige optionale Möglichkeit eines Informationsgesprächs müss-
te im Interesse des Kindeswohls zu einer echten Teilnahmeverpflichtung für eine erste 
Mediationssitzung ausgeweitet werden, bevor das streitige Verfahren seinen Gang neh-
men kann.  

b) Beachtung des Grundsatzes der Freiwilligkeit der Mediation 

Da Mediation laut § 1 Abs. 1 MediationsG auf Freiwilligkeit basiert, sollte sich die ge-
richtliche Anordnung ausschließlich auf das Erscheinen und Mitwirken an einer ersten 
Mediationssitzung beziehen. Die Fortführung der Mediation bleibt der Eigenverantwor-
tung der Eltern überlassen. Da die Teilnahme an der ersten Sitzung dazu dient, die Me-
thoden und die Haltung der Mediation zu veranschaulichen und erlebbar zu machen, 
was bei einem rein informativen Gespräch nicht möglich wäre, steht der obligatorische 
Charakter nicht im Widerspruch zum Grundprinzip der Freiwilligkeit. Um eine fundierte 
und durchdachte Entscheidung für oder gegen ein Verfahren treffen zu können, müssen 
die Eltern es erst einmal kennengelernt haben. Da es hier nicht nur um ihre eigenen In-
teressen geht, sondern auch um das Wohl der betroffenen Kinder, ist es den Eltern von 
Ausnahmefällen abgesehen ohne weiteres zuzumuten, zwecks lebensnaher Exploration 
der Möglichkeiten dieses Verfahrens an einer eineinhalb- bis zweistündigen Mediations-
sitzung aktiv teilzunehmen. Nachdem sie sich zumindest einen ersten Eindruck ver-
schafft haben, können sie das Verfahren jederzeit ohne Angabe von Gründen beenden 
(Opt-out-Modell).  
 

https://www.google.com/goto?url=CAESnQEB7keqTQ61RQhLKC7MOTVf2-nbRyLGujdTH-rV1cT3p2RdBxMlOu-k04F0G3Ay7BWUGq6R6Q52xNoqFupMk5EwD9ZXXNk4XHD_XrK_4V5o1Q8QHTow_7oc_w1hwpIWtKLs_komG8BDPRfBQx3M5dJQGl4bpWvdjtmw2T7lGfLJveqtXmJWUA0N81E1vkocFNnYVQ4xand_qyWs3oE9
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c) Verfahrensrechtliche Umsetzung 

In Anlehnung an das Vorbild des österreichischen Familienrechts ist zu empfehlen, dass 
das Gericht bei Eingang von Anträgen zu Sorge- oder Umgangsfragen grundsätzlich die 
Durchführung einer ersten Mediationssitzung durch qualifizierte Familienmedia-
tor*innen anordnet. Die Qualifikation, die insbesondere bei lizenzierten Mediator*innen 
(BAFM) oder durch die unabhängige, verbandsübergreifende Zertifizierungsstelle des 
QualitätsVerbund Mediation (QVM®) zertifizierten QVM®-Mediator*innen vorliegen 
dürfte, ist vom Gericht sicherzustellen. Das familiengerichtliche Verfahren ruht während 
der Mediation und kann nach deren Abbruch (Opt-out), der von der mit der Mediation 
betrauten Stelle oder Person zu bescheinigen ist, jederzeit wiederaufgenommen wer-
den. Bis zur Vorlage dieser Bescheinigung durch den antragstellenden Elternteil wird der 
Antrag in der Sache nicht bearbeitet. 

d) Notwendige Ausnahmen (Gewaltschutz) 

Bei begründetem Verdacht auf häusliche Gewalt, sei es gegenüber den Kindern oder 
einem anderen Familienmitglied, insbesondere dem anderen Elternteil, kommt eine ob-
ligatorische Mediation nicht in Betracht. Dasselbe gilt für Fälle von akuter Kindeswohl-
gefährdung, da hier jede Verzögerung zu vermeiden ist.  

e) Sanktionen bei Verweigerung 

Weigert sich ein Elternteil grundlos, an der angeordneten ersten Mediationsssitzung 
teilzunehmen, sollte das Gericht ihm im späteren Beschluss die Verfahrenskosten ganz 
oder teilweise auferlegen. § 81 Abs. 2 Nr. 5 FamFG ist entsprechend anzupassen. 

Zur Umsetzung könnten die Regelungen des FamFG wie folgt modifiziert werden: 

Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) 

§ 156 Hinwirken auf Einvernehmen 

(1) Das Gericht wirkt soll in Kindschaftssachen, die die elterliche Sorge bei Trennung und 
Scheidung, den Aufenthalt des Kindes, das Umgangsrecht oder die Herausgabe des 
Kindes betreffen, in jeder Lage des Verfahrens auf ein Einvernehmen der Beteiligten 
hinwirkenhin-, wenn dies dem Kindeswohl nicht widerspricht. Es weist auf Möglichkeiten 
der Mediation, der Beratung durch die Beratungsstellen und -dienste der Träger der 
Kinder- und Jugendhilfe insbesondere zur Entwicklung eines einvernehmlichen Kon-
zepts für die Wahrnehmung der elterlichen Sorge und der elterlichen Verantwortung 
hin. Sofern nicht Anhaltspunkte für häusliche Gewalt oder für eine akute Kindeswohlge-
fährdung vorliegen, ordnet dDas Gericht kann anordnenbei Eingang eines Antrags zu 
Sorge- oder Umgangsfragen grundsätzlich an, dass die Eltern einzeln oder gemeinsam 
an einerm für sie kostenfreien Informationsgespräch überersten Mediationssitzung  oder 
über eine sonstige Möglichkeit der mit dem Ziel einer außergerichtlichen Konfliktbeile-
gung bei einer von dem Gericht benannten oder von den Eltern ausgewählten und vom 
Gericht als qualifiziert angesehenen Person oder Stelle teilnehmen und eine Bestätigung 
hierüber vorlegen. Am Ende dieser angeordneten ersten Sitzung entscheiden die Eltern, 
ob sie die Mediation fortsetzen möchten oder das Verfahren abbrechen. Das gerichtli-
che Verfahren ruht während der Mediation und wird erst bei Vorlage einer Bescheini-
gung wiederaufgenommen, die das Erscheinen und Mitwirken des antragstellenden El-
ternteils bei der angeordneten Mediationssitzung bestätigt 
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Das Gericht Es kann ferner anordnen, dass die Eltern an einer Beratung nach Satz 2 teil-
nehmen. . .Die Anordnungen nach den Sätzen 3 und 4 sind nicht selbständig anfechtbar 
und nicht mit Zwangsmitteln durchsetzbar. 

… 

3. Rechtssichere Verankerung der Partizipation von Kindern und Jugendlichen 

a) Schließung der Regelungslücke nach Ablehnung einer Sorge- oder Umgangsregelung 
durch betroffene Jugendliche 

Der Entwurf möchte Jugendlichen ab 14 Jahren die Möglichkeit geben, künftig umfang-
reicher bei Sorge- und Umgangsvereinbarungen mitzubestimmen. In einer Vielzahl von 
einzelnen Bestimmungen (z. B. §§ 1628 Abs. 4; 1631 Abs. 2 S. 2; 1637 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 
und Abs. 2; 1643 Abs. 2; 1681 Abs. 2; 1689 Abs. 2 Nr. 3; 1694 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 BGB) wer-
den ihnen die entsprechenden Rechte verliehen, jedoch bleibt unklar, wie bei einem 
Dissens zwischen den Jugendlichen und ihren Eltern zu verfahren ist. So können Ju-
gendliche zwar z. B. die Wirksamkeit von sie betreffenden Sorge- und Umgangserklä-
rungen verhindern, indem sie die aktive Zustimmung verweigern (§ 1643 Abs. 2; 1631 
Abs. 2 S. 2 BGB). Ebenso können sie Umgangsvereinbarungen der Eltern nach § 1681 
Abs. 1 BGB oder mit Dritten nach § 1689 Abs. 1 BGB jederzeit zu Fall bringen. Die Kon-
sequenz wäre dann aber nicht etwa eine dem Kindeswohl entsprechende Vereinbarung, 
sondern erst einmal nur das Fehlen einer rechtswirksamen Vereinbarung. Ob es aus der 
Sicht der betroffenen Jugendlichen interessengerecht ist, ein solches Regelungsvakuum 
zu erzeugen, und ob diese Option in der Rechtswirklichkeit überhaupt gewählt werden 
wird, hängt davon ab, welchen Weg aus dem Konflikt ihnen das neue Kindschaftsrecht 
aufzeigt.  

Mediation wäre ein adäquates Verfahren, um den Jugendlichen in einem geschützten 
Rahmen außerhalb der einschüchternden Umgebung eines Gerichts eine Möglichkeit zu 
geben, mit ihren Eltern über eine annehmbare Lösung zu verhandeln, ohne in einen Lo-
yalitätskonflikt zu geraten. So könnte verhindert werden, dass die jungen Menschen 
vom Regen in die Traufe kommen, wenn sie von ihren neuen Rechten Gebrauch machen 
und dann plötzlich ganz ohne ein verlässliches Regelungskonstrukt dastehen. In Verbin-
dung mit einem rechtlich abgesicherten Anspruch auf Mediation könnte aus ihrem 
Recht auf destruktive Intervention gegen unbefriedigende Sorge- und Umgangsverein-
barungen ein Anspruch auf eine konstruktive Neugestaltung ihrer kindschaftsrechtli-
chen Situation werden. Diese Art der Partizipation würde eine echte Stärkung der Rolle 
von Jugendlichen im Kindschaftsrecht bewirken, 

b) Mehr Gewicht für die Stimme des Kindes unter 14 Jahren 

Da die Partizipation von Kindern bei Umgangs- und Sorgerechtsentscheidungen eine 
zentrale Rolle für das Kindeswohl spielt, sollte sie nicht an ein festes Alter geknüpft sein. 
In Artikel 12 der UN-Kinderrechtskonvention findet die starre Altersgrenze von 14 Jah-
ren keine Stütze. Auch § 8 SGB VIII stellt stattdessen den individuellen Entwicklungs-
stand in den Mittelpunkt. Die Stimme des Kindes sollte immer ernst genommen werden, 
ohne dabei dem Kind eine Verantwortung aufzubürden, die den Eltern obliegt. 

Mediation bietet eine Vielzahl an psychologisch fundierten Methoden, die Stimme des 
Kindes in den Entscheidungsprozess einzubeziehen. Qualifizierte Familienmedia-
tor*innen sind darin geschult, einen geschützten Raum zu schaffen, in dem Kinder über 
ihre Wünsche und Bedürfnisse sprechen können, ohne die Last der Entscheidung zu 
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übernehmen. Von der Kindersitzung mit oder ohne Eltern, bei der methodisch sehr dif-
ferenziert gearbeitet wird, über das Kinderinterview durch speziell darin ausgebildete 
Kinderexpert*innen bis hin zur stellvertretenden Darstellung des Kindeswillens in einer 
reinen Elternsitzung kann für Kinder jedes Entwicklungsstandes ein behutsamer und an-
gemessener Weg der Einbeziehung gefunden werden. Auch das Kindeswohl von Kin-
dern unter 14 Jahren gebietet somit einen Anspruch auf Gehör in einem bedürfnisorien-
tierten, geschützten Verfahren wie der Mediation. 

4. Gesetzliche Qualitätsstandards für die „geeigneten Person oder Stelle“ für Fa-
milienmediation im FamFG 

Das FamFG nennt in den §§ 36a, 135 und 156 zwar die Mediation und/oder eine „geeig-
nete Person oder Stelle“ für Informationsgespräche und Mediation, jedoch bleibt unklar, 
welche Qualitätsanforderungen mit einer solchen Eignung einhergehen. Hier ist zu be-
achten, dass Kindschaftskonflikte den mit ihnen betrauten Mediator*innen eine ganze 
Reihe an Kompetenzen abverlangen, die im Rahmen einer 130-stündigen Basisausbil-
dung nach der ZMediatAusbV nicht vermittelt werden können. Der Gesetzgeber sollte 
im Familienverfahrensgesetz (FamFG) festlegen, dass unter einer „geeigneten Person 
oder Stelle“ für Familienmediation in der Regel eine solche zu verstehen ist, deren Hal-
tung und methodische Kompetenz durch die unabhängige, gemeinnützige Zertifizie-
rungsstelle des  QualitätsVerbund Mediation (QVM®) oder einen führenden Verband wie 
die Bundes-Arbeitsgemeinschaft für Familien-Mediation (BAFM) geprüft und bestätigt 
wurden.  
 

Wir sind gerne bereit, unsere fachlichen Erfahrungen in die weitere Bearbeitung und 
Diskussion der Reformideen einzubringen und würden uns freuen, mit den politischen 
Entscheidungsträgern ins Gespräch zu kommen. 

Dr. Imke Wulfmeyer und Prof. Dr. Hans-Dieter Will für das BAFM-Sprecher:innenteam 
BAFM e.V. Fritschestr. 22, 10585 Berlin, vorstand@bafm-mediation.de 
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